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Republik !
Die Verfassung des 
Volksstaates Hessen von 1919

„Voraussetzung und Grundlage 
für eine demokratische Republik 
ist unter allen Umständen die Ver-
fassung. Ohne eine solche ist ein 
gedeihliches Zusammenarbeiten 
ausgeschlossen.“1 Mit diesen 
Worten auf der dritten Sitzung 
der „verfassunggebenden Volks-
kammer der Republik Hessen“ 
am 20. Februar 1919 – nachdem 
die Monarchie am 9. November 
1918 gestürzt und der Weg in 
die Republik beschritten worden 
war – unterstrich der liberale Ver-
fassungsexperte Heinrich Reh von 
der Deutschen Demokratischen 
Partei (DDP) die Notwendigkeit der 
Erarbeitung einer neuen staats-
rechtlichen Grundlage. Mit der Ver-
fassungsschöpfung verband sich 
in der Umbruchszeit die Hoffnung, 
ein normatives Gerüst zu schaffen, 
das die neue republikanische Ord-
nung auf sicheren Boden stellte 
und gegenüber Angriffen von Fein-
den immunisierte. Die Funktion 
einer Verfassung war (und ist) die 
Regelung des Gemeinwesens und 
seiner Machtverhältnisse, die Präzi-
sierung der politischen Ordnung 
und des Regierungshandelns sowie 
die politische Teilhabe der Bevölke-
rung. Verfassungen waren (und 
sind) immer Spiegel gesellschaft-
licher Wertvorstellungen und Aus-
druck politischen Selbstverständ-
nisses.

Nach dem politischen Umbruch von 
1918 stellte sich die Verfassungs-
frage für die demokratisch-republi-
kanischen Kräfte als eine drängen-

de Aufgabe dar, wobei freilich in 
einem föderalen Staatsgebilde – 
und darauf sollte es angesichts der 
starken bundesstaatlichen Traditio-
nen in Deutschland seit der Reichs-
gründung 1871 hinauslaufen – der 
zentralstaatlichen Verfassung die 
entscheidende übergeordnete 
Funktion zukam. An dieser kommen-
den Reichsverfas sung mussten sich 
die Länderverfassungen orientieren 
und dabei die bundesstaatlichen 
Freiheiten nutzen. Es entsprach da-
her durchaus politischer Vernunft, 
wenn man in den Ländern zunächst 
die Erarbeitung der Reichsverfas-
sung abwartete, um sich dann der 
eigenen zu widmen.
Dagegen konnte aber eine vorzei-
tig geschaffene Landesverfassung 
auf das Reich ausstrahlen und die 
künftige Reichsverfassung vor-
strukturieren. Während die süd-
deutschen Länder Baden und 
Württemberg voranpreschten 
und bereits im Frühjahr 1919 Ver-
fassungen verabschiedeten, warte-
ten die Hessen zunächst das Er-
gebnis der in Weimar tagenden 
deutschen Nationalversammlung 
ab: Diese verabschiedete die 
Reichsverfassung am 31. Juli 1919, 
die am 11. August von Reichspräsi-
dent Friedrich Ebert (SPD) unter-
zeichnet wurde und drei Tage später 
mit der Veröffentlichung im Reichs-
gesetzblatt Gültigkeit erlangte.2 
Die Hessische Verfassung trat dann 
vier Monate später in Kraft. Sie 
löste damit die fast 100 Jahre alte 
und bis dato kaum geänderte Ver-
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Karte des Volksstaates Hessen nach dem Ersten Weltkrieg mit dem besonders um-
randeten französischen Besatzungsgebiet, begründet infolge von Waffenstillstand 
und Friedensvertrag.
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fassung des Großherzogtums vom 
17. Dezember 1820 ab.3

Wenn hier von Hessen die Rede ist, 
so handelt es sich um das Großher-
zogtum Hessen(-Darmstadt), das 
nach der Revolution vom November 
1918 zum Volksstaat werden sollte. 
Weite Teile des Gebietes wurden 
nach dem Zweiten Weltkrieg von 
der amerikanischen Besatzungs-
macht mit der preußischen Provinz 
Hessen-Nassau (mit Kassel und 
Wiesbaden) im September 1945 
zum neuen Land Hessen (zunächst 
„Groß-Hessen“ genannt) vereinigt.4 
Nicht zum neuen Land gehörte 
Rheinhessen mit den Städten Mainz 
und Worms, das vor 1933 neben 
den beiden Provinzen  Starkenburg 
mit Darmstadt und Offenbach so-
wie Oberhessen mit Gießen die 
dritte Provinz in Hessen(-Darmstadt) 
gebildet hatte.

Hessen(-Darmstadt) war nach dem 
Kriegsende 1918 in doppelter Hin-
sicht zerrissen: zum einen wie bisher 
durch eine Schiene der preußischen 
Provinz Hessen-Nassau, die Ober-
hessen von Starkenburg trennte, 
zum anderen durch die französische 
Besatzung infolge der Kriegsnie der-
lage, die das linksrheinische Territo-
rium, also Rheinhessen, und mit 
dem Großteil des Kreises Groß-
Gerau und Teilen der Kreise Offen-
bach und Darmstadt auch  Gebiete 
rechts des Rheins umfasste. Die 
Besat zung reichte bis in die Darm-
städter Peripherie, betraf ingesamt 
ein Viertel des Territoriums von 
Hessen(-Darmstadt) und mehr als 
ein Drit tel seiner Bevölkerung. Be-
reits der Waffenstillstandsvertrag 
vom 11. November 1918 schrieb die 
Okkupation dieser Gebiete fest. 
Wenige Wochen zuvor hatten die 
Hessen solches nicht voraussehen 
können, denn auch sie wurden – wie 

die überwiegende Mehrheit der 
Deutschen – von Revolution und 
Kriegsniederlage und dem daraus 
resultierenden fundamentalen 
Systemwechsel völlig überrascht.

Verpasste Chancen 

Der Anstoß zu einer neuen Verfas-
sung entwickelte sich in der zweiten 
Kriegshälfte. Hier lag der Beginn 
der Verfassungsdiskussion, die 
letztendlich erst in einer neuen 
Staatsordnung ihre Vollendung 
fi nden sollte. Als Ende September 
1918 die militärische Führung, die 
lange die Öffentlichkeit über die 
aussichtslose Lage im Unklaren ge-
lassen hatte, die bis dahin kaum 
für möglich gehaltene Niederlage 
eingestehen musste, brach sich 
eine nach Frieden, Freiheit und 
Brot sehnende Umsturzbewegung 
Bahn. Das Leiden an der Front und 
das Leid in der Heimat hatten sich 
zu einem explosiven Gemisch ver-
bunden. Die Stimmung war auch 
deshalb so tief gesunken, weil sich 
das monarchische System als voll-
kommen unfähig zu demokratischen 
Reformen erwiesen hatte und po li-
tisch erstarrte. 
Selbst die kaiserliche Osterbot-
schaft von 1917 mit der vagen An-
kündigung von Reformen nach 
„Heimkehr unserer Krieger“5 war ein 
Scheck ohne konkretes Fälligkeits-
datum. Das konnte die nunmehr 
stärker auf Reformen drängende 
SPD, die bei Kriegsausbruch im 
August 1914 mit der Zustimmung 
zu den Kriegskrediten den Burg-
frieden geschlossen und damit 
auf Aktionen gegen das System 
verzichtet hatte, nicht zufrieden-
stellen. Zumindest eines bewirkte 
die Osterbotschaft: Sie fachte das 
Reformfeuer zusätzlich an, auch in 
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der Provinz. So unternahm die SPD 
in der Zweiten Kammer des groß-
herzoglichen Landtages Ende 
April 1917 einen Vorstoß zur Ein-
führung des allgemeinen, gleichen 
und geheimen Wahlrechts auf allen 
Ebenen, und zwar für alle „großjäh-
rigen Hessen [also ab 25 Jahren – 
W.M.] ohne Unterschied des Ge-
schlechts“. Damit wurde auch das 
Frauenwahlrecht gefordert.6 

Nach der Verfassung des Groß-
herzogtums von 1820 setzte sich 
der Landtag aus zwei Kammern zu-
sammen: Die Erste Kammer be-
stand aus erblichen (adligen) Ver-
tretern und weiteren, die kraft ihres 
Amtes einen Sitz hatten, sowie aus 
den vom Großherzog ernannten 
Mitgliedern. Die Zweite Kammer 
wurde gewählt; das nur Männern 
zustehende Landtagswahlrecht 
wurde in Etappen durch verschie-
dene Gesetze modifi ziert.7 End-
punkt der Novellierungen war der 
Juni 1911, als mit dem „Gesetz die 
Landstände betreffend“ das Wahl-
recht reformiert wurde. Am unge-
rechten, vor allem die SPD benach-
teiligenden Mehrheitswahlsystem 
wurde nicht gerüttelt. Die Reform 
blieb unvollendet und wurde mit 
gutem Grund rückblickend mit dem 
Stempel „zeitblinde Veränderun-
gen“ versehen.8 

Ein Schritt nach vorn war es immer-
hin, dass an die Stelle der bisheri-
gen indirekten Wahl die direkte 
und geheime Wahl mit Stichwahl 
bei fehlender absoluter Mehrheit 
eines Kandidaten im ersten Wahl-
gang trat. Zwar passte man durch 
Erhöhung der Anzahl der Abgeord-
neten für die überpropor tional ex-
pandierenden größeren Städte die 
Wahlkreiseinteilung den demogra-
fi schen Verschiebungen an (von 50 
auf 58) und gewährte allen (männ-

lichen) Steuerzahlern ab dem 25. Le-
bensjahr das Wahlrecht. Doch nur 
etwas mehr als 20 Prozent der Be-
völkerung waren jetzt wahlberech-
tigt. Dieser letztlich unzulängliche 
Versuch einer Demokratisierung 
des überkommenen Wahlrechts 
sicherte darüber hinaus den über 
50-jährigen Wählern unter dem 
Deckmantel der „Lebenser fahrung“ 
eine zusätzliche Stimme; die Sozial-
demokratie war vor allem eine Be-
wegung der jungen Arbeiter, die 
eine solche Zusatzstimme nicht er-
hielten. Dieser Sozialdemokratie 
wollte die kaiserliche Gesellschaft 
und Staatsführung weiter die ge-
rechte parlamentarische Teilhabe 
verwehren. 

An den Kompetenzen der parla-
mentarischen Vertretung änderte 
sich ohnehin nichts. Der  Landtag 
besaß zwar Mitwirkungsrechte 
bei der Gesetzgebung und bei 
der Budgetbewilligung, aber die 
Gesetzesinitiative lag bei der groß-
herzoglichen Regierung. Die bei-
den Kammern konnten nur über 
Petitionen die Regierung zum Ge-
setzeshandeln auffordern: Das 
Großherzogtum war eben „eine 
konstitutionelle Monarchie, keine 
parlamentarische“.9 

Auch im Krieg gab es für die Regie-
rung zunächst keinen Grund, den 
Forderungen der SPD vom April 
1917 nachzukommen. Sie lehnte 
diese vier Monate später ab.10 Weit-
gehend unbeeindruckt reagierte 
die Staatsleitung auch auf die Ein-
gabe der liberalen Fortschrittlichen 
Volkspartei (FVP) vom Mai 1917, 
welche die Mängel der Verfassung 
aufl istete und daraus den Antrag 
ableitete, einen besonderen Aus-
schuss einzusetzen, „der die Auf-
gabe hat, die gesamte politische 
und Verwaltungsgesetzgebung des 



Blickpunkt Hessen – Republik! Die Verfassung von 1919 5

Landes einer Durchsicht zu unter-
ziehen“ und Reformvorschläge zu 
unterbreiten.11 Das Landtagswahl-
recht wollte die Regierung nicht an-
tasten, zeigte sich aber bereit, in 
Gemeinden mit mehr als 5.000 Ein-
wohnern das Verhältniswahlsystem 
einzuführen.12 Sie hatte ebenfalls 
keine Einwände gegen die Instal lie-
rung eines 14-köpfi gen besonde ren 
Ausschusses, der nach dem Willen 
der Parlamentarier „die gesamte 
staatsrechtlich-politische Gesetz-
gebung“ des Landes einer Prüfung 
unterziehen und Änderungsvor-
schläge unterbreiten sollte.13 

So geschah es im Oktober 1917 nach 
der Parlamentspause: Der von allen 
Fraktionen der Zweiten Kammer des 
großherzoglichen Landtages be-
schickte Verfassungsausschuss hatte 
sich mit den Anträgen von Sozial-
demokratie und FVP zu befassen. 
Aber dieser Ausschuss sollte auf die 
weitere verfassungsrechtliche Ent-
wicklung keinen nachhaltigen Ein-
fl uss ausüben, denn auch die Re-
gierung zögerte und wollte erst ein-
mal abwarten, in welche Richtung 
das übermächtige Preußen, das 
territorial zwei Drittel des Reiches 
umfasste, gehen würde. Preußen 
jedoch verharrte im Stillstand. Und 
es scheint, dass die Reformfrage 
dort, im Reich und im Hessischen 
– wohl auch in der Erwartung, dass 
man ohnehin noch Zeit bis nach dem 
Krieg haben würde – dilettantisch 
behandelt wurde. Diese Zeit sollte 
man nicht mehr haben.

Als im Oktober 1918 die innen-
politische Lage kippte, hatte der 
Ausschuss des Darmstädter Land-
tages noch nicht einmal einen Be-
richt vorgelegt. Wertvolle Zeit war 
ungenutzt verstrichen. In der Zwi-
schenzeit verschlechterte sich 
die Lage sowohl an der Front als 

auch in der Heimat dramatisch. Es 
reichte den Sozialdemokraten: Ihr 
unbestrit tener Führer Carl Ulrich, 
seit 1885 Mitglied des Landtages 
und seit 1890 auch des  Reichstages, 
verlangte Mitte Oktober 1918 die 
Beratung des sozialdemokratischen 
Antrages vom Vorjahr. Ein ganzes 
Jahr hatte man untätig vergeudet, 
als am 26. Oktober 1918 der groß-
herzogliche Staatsminister Carl 
von Ewald, durch das Drängen der 
SPD herausgefordert, vor dem Ver-
fassungsausschuss eine demokra-
tische Fortentwicklung ankündig-
te14, die auch die Einführung des 
Verhältniswahlrechts und die parla-
mentarische Verantwortlichkeit 
der Regierung umfassen sollte. Zu 
diesem Zeitpunkt war die Kriegs-
niederlage bereits öffentlich ein-
gestanden worden. Die zu vermei-
dende politische Erosion drohte. 
Die Bereitschaft zur Reform sollte 
das sich am Horizont abzeichnende 
Unheil verhindern, letztlich die Mo-
narchie – in demokratisierter Form 
allerdings – am Leben erhalten.

Mit dem nun bekundeten Reform-
willen folgte das Großherzogtum 
dem Reich, wenn auch mit mehr 
als dreiwöchiger Verspätung. In 
Berlin war Anfang Oktober unter 
Prinz Max von Baden die erste par-
lamentarisch gestützte Reichsre-
gierung aus der Taufe gehoben 
worden, der erstmals auch Sozial-
demokraten angehörten. Mit den 
Ende Oktober verabschiedeten Ver-
fassungsreformen, die die Regie-
rung an den Reichstag band, ver-
ankerte das Reich die von den de-
mokratischen Kräften, allen voran 
der SPD, lang angemahnte Demo-
kratisierung.

Doch die Neuorientierung auf 
der Zentralebene und der sich 
nun in konkreten Planungen aus-
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drückende Reformwille des 
hessischen Großherzogs kamen 
viel zu spät, als dass beides in der 
kriegsmüden und ausgehungerten 
Bevölkerung noch irgendeinen 
 nennenswerten positiven Widerhall 
fi nden konnte. In getrennten An-
trägen präsentierten SPD und FVP 
in Darmstadt nun ihre detaillierten 
Vorstellungen.15 Übereinstimmung 
herrschte zwischen beiden in den 
grundlegenden Fragen: parlamen-
tarische Bindung der Regierung, 
Verhältniswahl,  Frauenwahlrecht, 
Aufhebung aller Vorrechte durch 
Geburt und Beseitigung des Sank-
tionsrechts des Großherzogs. 
Während die SPD die Abschaffung 
der Ersten (landständigen) Kammer 
forderte, wollte die FVP diese 
durch eine berufsständische Ver-
tretung ersetzen, die bei Gesetzen 
des Landtages ein Vetorecht be-
sitzen sollte, was dieser jedoch 
mit Zwei drittelmehrheit hätte ab-
weisen können. Ein derartiges retar-
dierendes Element stand für die 
SPD überhaupt nicht zur Debatte. 

Die Anträge zur Reform kamen 
aber nicht mehr in die Beratung. 
Es bewahrheitete sich die Mahnung 
von Ulrich, als er am 29. Oktober 
1918 vor dem Landtag, der sich 
erst just an diesem Tag nach der 
überlangen Sommerpause seit 
Mitte Juli wieder versammelte, 
davon sprach, dass man des Öfte-
ren mit  Entscheidungen „zu spät 
gekommen“ sei: „Wären gewisse 
Entschlüsse früher eingetreten, so 
hätten wir höchst wahrscheinlich 
das Trübe und Traurige nicht er-
lebt, das wir leider im Reiche jetzt 
vor uns haben.“16 Es war in der Tat 
zu spät, um das Neue „in ruhigen 
Bahnen“ zu entwickeln, auch wenn 
man durch Eile das Ruder noch 
glaubte rumreißen zu können. 
Aber das – so Ulrich in seinen Er-

innerungen – „war vergebliche 
Arbeit“.17

Auch in anderen Ländern des 
Reiches wurden angesichts der zu-
nehmenden Desintegration und 
im Sog der Berliner Entwicklung 
noch kurz vor Toresschluss über-
stürzt neue Regierungen unter Ein-
schluss von Sozialdemokraten ge-
bildet (in Sachsen am 26. Oktober, 
in Württemberg am 6. November) 
oder zumindest Reformen ange-
kündigt (wie im  Großherzogtum 
Baden). In Bayern stimmte König 
Ludwig III. den zwischen Regierung 
und Landtagsfraktionen ausgehan-
delten Fortschritten zu; der Weg in 
eine parlamentarische Regierung 
war eigentlich frei. 

Der starke Mann in der Revolution und 
erster demokratischer Regierungschef 
in der hessischen Geschichte: der 
Sozialdemokrat Carl Ulrich.
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Doch all diesen Neuerungen oder 
Plänen haftete von vornherein ein 
Manko an: Sie kamen zu spät, viel 
zu spät. Die Chance für eine durch 
eine entschlossene und rechtzeitige 
Reformpolitik umgesetzte Demo-
kratisierung der monarchischen 
Ordnung war verspielt. Auch auf 
der großherzoglichen Regierung 
und dem Landesherrn lastete der 
Vorwurf der politischen Fehlein-
schätzung.

Angesichts der Stagnation und der 
revolutionären Gärung, die ein un-
kontrollierbares Chaos befürchten 
ließen, setzte die SPD alles auf 
eine Karte. Sie wollte das Heft in 
die Hand nehmen und es nicht der 
Straße überlassen. Am 7. November 
nun drängte Ulrich, den Übergang 
vom Obrigkeitsstaat in den Volks-
staat so schnell und so gründlich 
wie möglich zu vollziehen, während 
andere Abgeordnete in völliger 
Verblendung meinten, dass eine 
„Vertagung“ erforderlich sei, um 
sich noch eingehend beraten zu 
können.18 Zeit hatte man nun wahr-
lich nicht mehr. Zu einem von oben 
gesteuerten verfassungsrechtli-
chen Übergang in die Demokratie 
kam es nicht mehr. Das Gesetz des 
Handelns rissen andere an sich. Der 
Umbruch wurde von unten, von der 
Straße endgültig eingeleitet und 
beschleunigt.

Weil die deutschen Monarchen alle-
samt zu spät und viele zu halbherzig 
agierten, dabei die Zeichen der Zeit 
missachteten, landeten das Kaiser-
reich – und auch das Großherzog-
tum Hessen – auf der Müllhalde der 
Geschichte. Eine in unvorstellbarer 
Geschwindigkeit über das Land 
hinwegbrausende revolutionäre 
Sturmfl ut, die ihren Ausgang in der 
Kriegsmarine von Ost- und Nord-
see genommen hatte, zerstörte 

alle Hoffnungen auf einen allmäh-
lichen Übergang in die Demokratie. 
Mit eruptiver Kraft spülte sie die 
Kronen fort; die reformunwillige 
Monarchie und auch die Monarchen 
verabschiedeten sich ohne großen 
Widerstand, mit den Worten des 
Liberalen Heinrich Reh: Das Kaiser-
tum hatte sich nicht  lebensfähig er-
wiesen; es war durch die „Revo-
lution eigentlich über Nacht ver-
schwunden, und als Sieger ist der 
demokratische Gedanke hervor-
gegangen“.19 

Auch in Hessen setzte man noch 
bis zuletzt auf einen reibungslosen 
Übergang in den monarchischen 
Reformstaat. So wirklich eilig 
scheinen es die Verantwortlichen 
aber nicht gehabt zu haben. Am 
8. November verabschiedete 
die Zweite Kammer die vom Ver-
fassungsausschuss einstimmig be-
schlossenen Verfassungsänderun-
gen, die 14 Punkte umfassten. 
Nicht nur für den Zentrumsabge-
ordneten Otto von Brentano war 
damit die „Umwandlung des Obrig-
keitsstaates in den Volksstaat […] 
eingeleitet und vollzogen“.20 Mit 
neuem Selbstbewusstsein forderte 
das Parlament sogleich von der 
großherzoglichen Regierung die 
Einsetzung eines Staatsrates, für 
den man einstimmig zehn Männer 
aus seinen Reihen vorschlug. Der 
von Ernst Ludwig eingesetzte All-
parteien-Staatsrat trat dann zwar am 
Mittag des 9. November zusammen, 
erlangte aber keine Bedeutung mehr 
und wurde dann von Carl Ulrich 
als dem starken Mann der neuen 
Revolutionsregierung nach Hause 
geschickt. 

Mit der Ankündigung des Parla-
mentspräsidenten, sich vier Tage 
später wieder zu versammeln, ver-
ließen die Abgeordneten am 8. No-
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vember die Sitzung der Zweiten 
Kammer.21 Es sollte die letzte Zu-
sammenkunft der großherzog-
lichen Volksvertretung sein – für 
immer. Denn mit der Vertagung 
auf ganze vier Tage ignorierten 
die Parlamentarier  gefl issentlich 
Wucht und Geschwindigkeit der 
Revolution. Aber sie waren in die-
ser Hinsicht nicht die einzigen 
politischen Entscheidungsträger, 
die die Lage falsch beurteilten. 

Revolution über Hessen

An eben diesem 8. November tra-
fen sich in den Nachmittagsstunden 
politische und militärische Vertreter 
in Darmstadt zu einer  Lageanalyse. 
Zum Kreis gesellte sich auch Groß-
herzog Ernst Ludwig, der erst einen 
Tag zuvor aus Schloss Wolfsgarten 
in der Nähe von Langen in die Lan-
deshauptstadt zurückgekehrt war. 
Er scheint es nicht eilig gehabt zu 
haben, doch hätte auch er die Zu-
spitzung der Situation erkennen 
müssen. Denn in München waren 
bereits die über 700 Jahre in Bayern 
regierenden Wittelsbacher als 
erstes fürstliches Haus gestürzt 
worden. Die Ausrufung der Re-
publik Bayern war an diesem 8. No-
vember durch die Presse gegan-
gen.22 Umso mehr muss es erstau-
nen, dass trotz dieser Ereignisse 
sich keine große Unruhe auf der 
Besprechung breit machte. Im 
Gegenteil, schilderte doch der 
Darmstädter SPD-Stadtverordnete 
Heinrich Delp die Stimmung inner-
halb der Arbeiterschaft als ruhig 
und versicherte der Militärbefehls-
haber, dass in den Kasernen alles 
dienstmäßig verlaufe.23 Das ent-
puppte sich als eine eklatante Fehl-
einschätzung. Denn auch in Hessen 
loderte nun das revolutionäre 

Feuer. Auf dem Truppenübungs-
platz in Griesheim vor den Toren 
Darmstadts hatten Reserveein-
heiten einen Soldatenrat gebildet. 
Von dort griff die Revolte rasch auf 
die Darmstädter Garnison über. 
Am Abend wollten Soldaten das 
Neue Palais stürmen und den Groß-
herzog festsetzen, was der Arbeiter-
funktionär Delp mit einer entschlos-
senen Beschwichtigungsrede ge-
rade noch zu verhindern wusste. 
Aber beruhigend wirkte das alles 
nicht mehr. Das Ende der Monarchie 
war eingeläutet. 

Alles blickte nach Berlin, wo die 
zentralen Entscheidungen fi elen. 
Als dort die revolutionäre Welle an-
kam, verkündete der erst seit An-
fang Oktober 1918 amtierende 
letzte kaiserliche  Reichskanzler 
Prinz Max von Baden am 9. No-
vember eigenmächtig die Abdan-
kung des sich sträubenden Kaiser 
Wil helm II. und übertrug dem SPD-
Vorsitzenden Friedrich Ebert die 
Reichskanzlerschaft. Eberts Mit-
vorsitzender, der aus Kassel stam-
mende Philipp Scheidemann, ver-
setzte mit der Proklamation der 
Republik von einem Balkon des 
Reichstages am frühen Nachmittag 
des 9. November dem siechen 
Kaisertum den Todesstoß.24 

Auch in Hessen formierten sich fl ä-
chendeckend Arbeiter- und Solda-
tenräte und rissen die Macht an 
sich.25 Nach der Bildung des Solda-
tenrates in Griesheim kam es in der 
Hauptstadt Darmstadt in der Folge 
einer Kundgebung der Arbeiter-
schaft am Vormittag des 9. Novem-
ber zur Formierung eines Arbeiter- 
und Soldatenrates, bestehend u.a. 
aus vier Sozialdemokraten und 
einem bürgerlichen Vertreter. Ähn-
lich lief es in allen größeren und 
mittleren Städten in Hessen ab. 



Blickpunkt Hessen – Republik! Die Verfassung von 1919 9

Am 14. November versammelten 
sich die hessen-darmstädtischen 
Arbeiter- und Soldatenräte zu ihrer 
ersten Landeskonferenz in Offen-
bach. Sie erkannten den in Darm-
stadt mit Vertretern der drei Pro-
vinzen und der vier größeren Städte 
erweiterten „Hessischen Arbeiter-, 
Bauern- und Soldatenrat“ als Zen-
trale an, der sich dann am 9. Dezem-
ber 1918 aufgrund der im Waffen-
stillstand verfügten Entmilitari sie-
rung der neutralen Zone und dem 
damit verbundenen Truppenabzug 
aus diesen Gebieten als „Hessischer 
Landesvolksrat“, also nunmehr ohne 
Soldatenvertreter, konstituierte. 

Es musste überraschen, dass sich
die örtlichen Behörden und deren 
Leiter, die städtischen und regio-
nalen Verwaltungen sowie auch die 
militärischen Kommandozentralen 
ohne großen  Widerstand den 
neuen revolutionären Machthabern 

unterstellten. Alles verlief ohne 
Kämpfe, nahezu geschäftsmäßig. 
Und niemand rührte seine Hand für 
den Großherzog, der seinen Hut 
nehmen musste. Am 9. November 
hatte ihm Carl Ulrich geraten, auf 
den Thron zu verzichten. Doch Ernst 
Ludwig sperrte sich, sodass ihn 
die Massenbewegung faktisch ab-
setzte. Dabei blieb es, auch wenn 
er keine Abdankungsurkunde 
unterschrieb. Das Volk, so der Vor-
sitzende des Darm städter Arbeiter- 
und Solda tenrates Wilhelm Knob-
lauch am 9. November, hege gegen 
den „Bürger Ernst Ludwig“ keinen 
Groll: „Aber die Uhr des Gottes-
gnadentums“ war nun einmal ab-
gelaufen. Als „Bürger des freien, 
republikanischen Hessens“ sei Ernst 
Ludwig freilich willkommen.26

Nach der Entmachtung des alten 
großherzoglichen Staatsrats am 
11. November, wogegen die Natio-

Massendemonstrationen wie hier in der Landeshauptstadt Darmstadt gehören zum 
Alltag in der Phase der Republikgründung 1918/19.
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nalliberalen vergeblich protestierten, 
füllte die provisorische Regierung 
unter Carl Ulrich das exekutive 
Machtvakuum. Dabei setzte die do-
minierende SPD auf eine Zusammen-
arbeit mit dem demokratischen 
Bürgertum, denn die neue Regie-
rung sollte sich auch auf „das Ver-
trauen der nichtsozialdemokrati-
schen Bevölkerungskreise“ stützen.27 
Es war ein Akt der politischen Ver-
nunft, den bürgerlichen Parteien ein 
Angebot zur Mitwirkung zu unter-
breiten, auf das allerdings nur die 
freiheitlichen Demokraten, die sich 
in der weniger Tage später gegrün-
deten DDP sammelten, und die 
katholische Zentrumspartei eingin-
gen, während die  Nationallibe ralen, 
die spätere Deutsche Volkspartei 
(DVP) und der (im Vergleich zu dieser 
noch konservativer, monarchistisch 
ausgerichtete) Hessische Bauern-

bund diesen Weg nicht mitgehen 
wollten. 

Die neue hessische Regierung ent-
sprach dem, was im Reich erst im 
Februar 1919 nach den Wahlen 
zur Nationalversammlung instal-
liert werden sollte: eine Weimarer 
Koalition aus SPD, DDP und Zent-
rum. Im hessischen „Kollegial-Mini-
sterium“ saßen neben Regierungs-
chef Ulrich noch Heinrich Fulda und 
Georg Raab von der SPD, Konrad 
Henrich und Otto Urstadt von der 
FVP sowie Otto von Brentano vom 
Zentrum. Ulrich, Fulda, Henrich und 
Brentano hatten dem zuletzt vom 
Großherzog noch rasch berufenen 
Staatsrat angehört. Das neue 
Übergangskabinett aber wirkte 
nicht mehr unter monarchischer, 
sondern freistaatlicher Flagge. 
Die Regierung hatte nicht nur die 
dramatische Situation nach Kriegs-

Ein Bürger unter Bürgern? Der seiner Regierungsmacht und Privilegien zwar be-
raubte, aber doch fürstlich abgefundene Großherzog Ernst Ludwig (über dem 
zweiten Pfeiler v. l.) beobachtet mit seiner Frau und seinen zwei Söhnen im Mai 1919 
eine politische Kundgebung in Darmstadt.
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niederlage und Revolution zu be-
wältigen, son dern möglichst bald 
die mit dem Umsturz geschaffe-
nen Verhältnisse durch  allgemeine 
Wahlen demokratisch zu legiti mie-
ren, um so den Weg zur Republik 
zu ebnen. Hierzu verfügte die Re-
gierung das Frauenwahlrecht und 
das Verhältniswahlrecht. 

Legitimierung der 
Revolution durch das 
Votum des Volkes – 
die ersten Wahlen

Diese neuen Prinzipien hielten Ein-
zug in die von der Revolutionsregie-
rung am 3. Dezember 1918 erlasse-
ne „Verordnung über die Wahlen 
für die verfassunggebende Volks-
kammer der Republik Hessen“, 
die – 73 Artikel umfassend – mit 
Gesetzeskraft in ihren Bestimmun-
gen dem Gesetz zu den Wahlen der 
reichsweiten Nationalversammlung 
folgte.28 Schon in einer der ersten 
Verlautbarungen hatte die SPD deut-
lich gemacht, dass ihr nicht an einer 
vorübergehenden Diktatur gelegen 
war. Die neuen Machthaber und der 
neue Staat sollten baldmöglichst 
demokratisch beglaubigt werden: 
„Die Wahlen zur konstituierenden 
Volkskammer werden so bald als 
möglich in die Wege geleitet“, ließ 
die SPD am dritten Tag des Umstur-
zes verkünden.29

Wählen durften nunmehr Männer 
und Frauen über 20 Jahre; errech-
net wurde die Mandatszahl der je-
weiligen Partei auf der Grundlage 
der Verhältniswahl, wobei das Land 
einen einzigen Wahlkreis bildete. 
Von nun an fi el keine Stimme mehr 
unter den Tisch, wie das beim Mehr-
heitswahlrecht vor 1918 der Fall ge-

wesen war, wo die Stimmen für den 
in der Stichwahl unterlegenden 
Kandidaten dann überhaupt nicht 
zählten. 

Die Legislaturperiode wurde auf 
drei Jahre begrenzt (Art. 7). Mit der 
Demokratisierung des Wahlrechts 
stieg die Zahl der Wahlberechtigten 
auf fast 59 Prozent der Bevölkerung, 
auf knapp drei Mal so viel wie nach 
der halbherzigen Wahlrechtsreform 
von 1911. So erfolgten am 26. Januar 
1919 – eine Woche nach den Wahlen 
für die Nationalversammlung – die 
ersten demokratischen Landtags-
wahlen in Hessen. Bürgerinnen und 
Bürger bestimmten die Zusammen-
setzung der verfassunggebenden 
Volkskammer der Republik Hessen. 
Ursprünglich sollte das Wahlge-
setz auch eine Wahlpfl icht  enthalten, 
doch wurde das gestrichen, offen-
kundig „weil die Sozialdemokraten 
keine Veranlassung hatten, die er-
hoffte Lauheit der bürgerlichen 
Wähler abzuschwächen“.30 Die SPD 
wusste auch, dass ihre Wähler zur  
Urne gehen würden, während vie-
le im Bürgertum sich in einer an 
Apathie grenzenden Orientierungs-
losigkeit befanden. 

Die SPD sollte mit dieser Einschät-
zung Recht behalten. Denn bei 
einer Wahlbeteiligung von 81 Pro-
zent kam sie auf 44,5 Prozent. Die 
Unabhängige Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands (USPD), die sich 
1917 aus Gegnerschaft zu der von 
der Mehrheit der SPD verfolgten 
Burgfriedenspolitik von dieser ab-
gespalten hatte, war mit 1,5 Prozent 
nicht mehr als eine bedeutungslose 
Splittergruppierung. An zweiter 
Stelle rangierte mit 18,9 Prozent die 
DDP, die sich als Erbin der FVP ver-
stand, gefolgt von der katholischen 
Zentrumspartei mit 17,6 Prozent. Die 
rechtsliberale DVP erreichte 10,1 
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Prozent und die Hessische Volks-
partei als Landesverband der re-
publikfeindlichen Deutschnationa-
len Volkspartei (DNVP) 7,4 Prozent; 
beide Rechtsparteien vereinigten 
ein Sechstel der Wählerschaft auf 
sich. 
Die Zusammensetzung des Land-
tages, dessen Mandatszahl von zu-
letzt 58 (1911) auf nunmehr 70 er-
höht worden war, veränderte sich 
doch erheblich. Nach den letzten 
Vorkriegswahlen 1911 hatten der 
Zweiten Kammer des Landtages 
17 Nationalliberale, 14 Vertreter 
der Hessischen Volkspartei (vom 
Bauernbund gestützt), neun des 
katholischen Zentrums und je acht 
der linksliberalen FVP und der SPD 

angehört. Nunmehr stellte die SPD 
im ersten republikanischen Parla-
ment 31, die DDP und das Zentrum 
je 13 Abgeordnete; sieben kamen 
von der DVP, fünf von den Deutsch-
nationalen und einer von der USPD. 
Das Regierungslager verfügte nun-
mehr über eine satte Mehrheit von 
über 80 Prozent der Stimmen, die 
ihr 57 Mandate bescherten. 
Die drei führenden Parteien setz-
ten ihre Zusammenarbeit unter Mini-
sterpräsident Ulrich fort. SPD und 
DDP wären mit ihren 44 Mandaten 
auch allein in der Lage gewesen 
zu regieren, doch beharrten die 
Liberalen auf Einbezug der bislang 
mitregierenden Zentrumspartei. 
Bereits vor der Konstituierung des 

Die revolutionäre Macht: Der Vollzugsausschuss des „Hessischen Landesvolks-
rats“ in Darmstadt im Dezember 1918, darunter der Vorsitzende Wilhelm Knoblauch 
(sitzend 4. v. l.) und der spätere Bürgermeister von Darmstadt Heinrich Delp (sitzend 
3. v. l.), beide SPD.
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Landesparlaments am 13. Februar 
1919 erklärte sich der Volksrat der 
Republik Hessen für aufgelöst und 
übertrug seine Rechte den nun ge-
wählten Vertretern.31 Der Dualismus 
zwischen provisorischer Regierung 
und revolutionärer Macht war damit 
beendet.

Am 13. Februar um 11 Uhr vormit-
tags trat das erste wirkliche demo-
kratische Parlament in der hessi-
schen Geschichte zusammen, er-
öffnet im Landtagsgebäude des 
Darmstädter Ständehauses vom 
Alterspräsidenten Carl Ulrich, der 
die Volksvertretung mit „Kolleginnen 
und Kollegen“ begrüßte.  Nahezu 
routinemäßig wurde so ein bedeu-
tendes Novum registriert: Zum 
ersten Mal saßen Frauen im hessi-
schen Parlament. Es waren fünf, 
was einer Quote von sieben Pro-
zent entsprach. Diese sollte sich 
bis 1933 nicht wesentlich erhöhen 
(Höchststand 8,6 Prozent bei sechs 
Mandatsträgerinnen), was in etwa 
dem Anteil in der Mehrzahl der 
Reichs- und Länderparlamente in 
der Weimarer Republik entsprach 
– im Übrigen eine Prozentzahl, die 
auch noch der Bundestag bis weit in 
die 1980er Jahre vorweisen sollte. 
Im hessischen Landtag überwand 
der Frauenanteil erst 1982 die Zehn-
Prozent-Marke.

Im Gegensatz zu Ulrich hatte Fried-
rich Ebert, der als Kopf der Berliner 
Revolutionsregierung die National-
versammlung am 6. Februar 1919 
eröffnete, zum Auftakt in Weimar 
die frauenpolitische Ouvertüre im 
zweiten Satz besonders herausge-
stellt: „Besonders herzlich begrüße 
ich die Frauen, die zum ersten Mal 
gleichberechtigt im Reichsparla-
ment erscheinen.“32 Dagegen klang 
es wenige Tage später bei Ulrich 
doch eher geschäftsmäßig wie 

auch bei dem zum Präsidenten der 
Volkskammer gewählten Sozial-
demokraten Bernhard Adelung, 
der als Begrüßungsformel ein ein-
faches „Meine Damen und Herren“ 
wählte.33

Mit der demokratischen Legitima-
tion im Rücken konnten die hessi-
schen Volksvertreter an Aufbau 
und Fundamentierung der Demo-
kratie gehen. Dazu  gehörte, wie 
der Titel der soeben gewählten 
Versammlung unterstrich, die Er-
arbeitung einer Verfassung. Diese 
verfassungsrechtliche Zementie-
rung der neuen Ordnung erfolgte 
in Stufen und mit Zeitverzögerung.

Eine vorläufi ge 
Verfassung

Die Entwicklungen im Reich und 
im Volksstaat unterschieden sich 
nicht, wenn sie zeitlich auch weit 
auseinanderklafften. Die Hessen 
arbeiteten zunächst auf der Basis 
einer provisorischen Verfassung,
dem nur zehn Artikel umfassenden 
„Gesetz über die vorläufi ge Ver-
fassung für den Freistaat (Republik) 
Hessen“ vom 20. Februar 1919.34 
Die Übergangsverfassung formu-
lierte wie auch das für das gesamte 
Reich geltende „Gesetz über die 
vorläufi ge Reichsgewalt“ vom 
10. Februar lediglich Eckwerte der 
politischen Ordnung. Zunächst 
hatte die Regierung Ulrich einen 
Entwurf vorgelegt, der aber nicht 
überzeugte, suchte er doch schon 
en détail einige einer späteren Ver-
fassung vorbehaltene Grundrechte 
und weiträumige Regelungen 
etwa für die Bereiche Wirtschaft 
und Schule niederzu legen. Der 
Charakter der Vorläufi g keit wäre 
gesprengt worden. 
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Volksausgabe der hessischen Verfassung von 1921 zur weiten Verbreitung.
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Selbst der Ministerpräsident sprach 
bei der Vorstellung in der Volks-
kammer von einem „Gemisch von 
Programm und Verfassungsfra-
gen“.35 Das provisorische Staats-
grundgesetz, das nur die unbe-
dingt notwendigen Regularien des 
staatlichen Handelns enthalten 
sollte, wurde dann von einem Son-
derausschuss der Volkskammer 
entworfen.36 Die „Not“-Verfassung, 
unter der Beratung des Gießener 
Juristen Hans Gmelin entstanden, 
wurde schließlich nach Grund-
satzreden der unterschiedlichen 
Lager über die künftige Staats-
ordnung mit wenigen Änderungen 
vom Plenum nahezu einstimmig 
verabschiedet. Sie beschränkte 
sich – unter Verzicht auf eine Ver-
ankerung von Grundrechten – auf 
Regelungen zur staatlichen Orga-
nisation, der Gesetzgebung und 
der Regierung („Staatsleitung“). 
Aber schon Artikel 1 schrieb auch 
die künftige Staatsform fest: „Der 
Freistaat (Republik) Hessen ist ein 
selbständiger Bundesstaat des 
Deutschen Reichs.“37 Damit war 
auch verfassungsrechtlich der 
Wandel vom November 1918 ver-
ankert worden, von der Monarchie 
in die Republik. Die vorläufi ge Ver-
fassung sollte bis zur Verabschie-
dung einer Landesverfassung 
Gültigkeit besitzen, spätestens 
aber zum 1. Januar 1920 außer 
Kraft gesetzt werden, wie ihr Arti-
kel 10 vorschrieb. Die hessischen 
Verfassungsschöpfer hatten also 
Zeit und sie nahmen sich diese 
auch.

Auf der Basis der vorläufi gen Ver-
fassung (Art. 6) wurde dann am 
21. Februar 1919 Carl Ulrich mit 
46 von 57 abgegebenen Stimmen 
zum neuen Ministerpräsidenten 
gewählt. Er berief anschließend 
in Fortset zung der bisherigen 

Koalition sein Kabinett, das (mit 
ihm) aus vier re gelrechten Ministern 
sowie den Lei tern von vier Landes-
ämtern bestand, die „Stimmrecht 
in Angele genheiten ihres Ressorts“ 
 besaßen.38

Die Ausarbeitung 
der Verfassung

Ein erster Verfassungsentwurf lag 
bereits im April vor, entwickelt 
durch eine von der Regierung am 
5. März eingesetzte Kommission 
aus Experten der Ministerialbüro-
kratie unter der Leitung des ge-
standenen Verwaltungsjuristen 
Daniel Lorbacher, bereits lange 
Jahre in Diensten des großherzog-
lichen Ministeriums, später dann 
Ministerialdirektor im Justizministe-
rium. Hierzu lieferte der Staatsrecht-
ler Hans Gmelin ein umfassendes 
Gutachten, das in Teilen Berück-
sichtigung fand.39 Die Hessen 
konnten sich bei der Ausarbeitung 
der Verfassung an den bereits ver-
abschiedeten badischen und 
württembergischen Verfassungen 
orientieren, sodass „wenigstens die 
süddeutschen Staaten in den Grund-
lagen ihrer Existenz möglichste 
Übereinstimmung zeigen“.40 Vor 
allem an die bereits am 21. März ver-
abschiedete badische Landesver-
fassung lehnte sich die hessische an.

Angesichts der nunmehr seit Au-
gust gültigen Reichsverfassung 
verzichteten die hessischen Ver-
fassungsschöpfer auf die Veranke-
rung der dort bereits niedergeleg-
ten Regelungen. Da Reichsrecht 
vor Landesrecht ging (und heute 
noch geht), musste eben „alles aus-
geschaltet werden […], was sich 
auf die Grundrechte und Grund-
pfl ichten der Deutschen bezog“.41
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Erst am 9. Oktober, kurz vor dem 
Ende der Sommerpause, ging der 
Entwurf der Landesregierung, die 
zunächst die Verabschiedung der 

Reichsverfassung – dies geschah 
am 31. Juli – abwarten wollte, an die 
Volkskammer. Der Entwurf verwies 
dann auch direkt darauf, dass neben 

Das „Gesetz über die vorläufi ge Verfassung“ im „Hessischen Regierungsblatt“ vom 
25. Februar 1919.
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den „Änderungsvorschlägen“ von 
Gmelin auch die Bestimmungen der 
„Verfassung des deutschen Reichs“ 
berücksichtigt worden seien.42 

Der Bericht des Verfassungsaus-
schusses vom 27. Oktober 1919 
erläuterte die im Vergleich zum 
einge brachten Entwurf doch we-
nigen Än derungen.43 So wurde 
die in ei nem früheren Entwurf vor-
gesehene, sich an der badischen 
und der württembergischen Rege-
lung orientierende Bestimmung, 
nur „hessische Staatsangehörige“ 
seien bei Wahlen stimmberechtigt 
(Entwurf § 3), wie der gestrichen. 
Denn die Reichsver fassung legte in 
Artikel 17 fest, dass die Landtage 
von allen reichsdeutschen Männern 
und Frauen zu wählen seien. In 
dieser Weise regelte es dann auch 
Artikel 10 der hessischen Verfas-
sung. Das hatte im Übrigen die 
SPD bereits in ihrem Antrag vom 
30. Oktober 1918 gefordert, wäh-
rend die liberale FVP zur gleichen 
Zeit lediglich den hessischen 
Staatsangehörigen das Wahlrecht 
zugestehen wollte.44

Das nunmehr entwickelte Kompen-
dium wurde dann im Dezember in 
nur drei Tagen vom Verfassungs-
landtag beraten. Das ging mit eini-
gen Diskussionen vonstatten, da-
runter Kontroversen um das Alter 
für das aktive und passive Wahl-
recht, das auf 20 bzw. 25 Jahre fest-
gelegt wurde. Die Rechtsparteien 
brachten dabei aus völlig überzoge-
ner Furcht vor einer Parteienherr-
schaft, der – so meinten sie – durch 
die Verhältniswahl Tür und Tor ge-
öffnet werde, nochmals eine berufs-
ständisch zusammengesetzte 
Zweite Kammer ins Spiel, wofür 
sich die Regierungsmehrheit aber 
nicht begeistern konnte. Auch der 
Verfassungsberater Gmelin be-

fürwortete eine solche und notierte 
enttäuscht, dass sein Vorschlag 
„unbeachtet“ geblieben war.45 
Das Prinzip der absoluten Volks-
souveränität sollte nicht über das 
Hintertürchen Zweite Kammer be-
schnitten werden. Es blieb beim 
Einkammersystem. Obwohl die 
Mehrzahl der Artikel ohne große 
Kontroversen das Plenum passierte, 
verweigerten DVP und Hessischer 
Volksbund letztlich die Zustimmung. 
Es ging dabei eigentlich um eine 
Frage, die einen solchen Schritt 
nun keineswegs rechtfertigte: den 
Zeitpunkt der Neuwahl. Bis dahin 
galt, was der Volksparteiler Eduard 
Dingeldey am 4. Dezember für 
seine Partei kundgetan hatte, dass, 
wenn auch das Herz der Vergangen-
heit gehörte, man dem Verstande 
nach bereit sei, an der Verfassung 
mitzuwirken „unbeschadet unserer 
grundsätzlichen politischen Über-
zeugung“.46

In beinahe trotziger Haltung quit-
tierten die Rechtsparteien die Ab-
lehnung ihrer Forderung, nicht erst 
in zwei Jahren, im November 1921, 
sondern schon im Frühjahr des 
kommenden Jahres einen neuen 
Landtag wählen zu lassen, mit Ab-
lehnung der Gesamtverfassung, ob-
wohl die Mehrzahl der Einzelartikel 
zuvor einstimmig gebilligt worden 
war. Im Verfassungsausschuss hatte 
Dingeldey für die DVP beantragt, 
in die Übergangsbestimmungen 
(Art. 64) als Wahltermin anstatt den 
„November 1921“ den „November 
1920“ aufzunehmen.47 Nun wollte 
man noch früher wählen lassen, 
und zwar schon eine Woche nach 
der ersten aufgrund der Reichsver-
fassung erfolgten Neuwahl des 
Reichstages. Diese stand zu diesem 
Zeitpunkt für den April 1920 in Aus-
sicht. Man begründete das Verlan-
gen damit, dass die ersten Wahlen 
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im Januar 1919 „unter der  Einwir-
kung der Revolution“ stattgefunden 
hatten. Unausgesprochen verbarg 
sich dahinter die Erwartung, dass 
man als bürgerlich-konservative 
Parteien nun besser abschneiden 
würde, nachdem sie sich  seinerzeit 
noch in der Findungsphase befun-
den hatten und das eigene, dem Un-
tergang der Monarchie lange nach-
trauernde Klientel über den Um-
bruch politisch konsterniert und 
apathisch gewesen war. Zudem sei 
die Volkskammer wesentlich zur Aus-
arbeitung der Verfassung gewählt 
worden. Diese Aufgabe habe sie nun 
erledigt.48 

Der weitergehende Antrag auf Neu-
wahlen im Anschluss an die kom-

menden Reichstagswahlen erzielte 
keine Mehrheit, ebenso der für den 
Fall seiner Ablehnung aufrechter-
haltene „Eventualantrag“, der nach 
wie vor den 1. November 1920 als 
Termin nannte. Da sie nicht mit ihren 
Anträgen durchdrang, votierten 
die Rechtsparteien des Hauses mit 
Nein, weil man sich – so Dingeldey 
– nicht in der Lage sah, „einer Ver-
fassung unsere Zustimmung zu ge-
ben, die die Aufl ösung der Kam mer 
bis zum Jahre 1921 hinausschiebt“.49 
Die Verknüpfung der Vorverlegung 
mit der Haltung zur Verfassung er-
schien auf Regierungsseite als „Vor-
wand“, um das Gesicht zu wahren 
und sich gegen das Grundgesetz zu 
positionieren.50 Es blieb beim Spät-
herbst 1921 als Termin für die Neu-
wahl. Folgerichtig wurde darauf-
hin die Volkskammer nach der Ver-
fassungsverabschiedung offi ziell als 
erster Landtag bezeichnet.51

Das Staatsgrundgesetz 
der Republik

Die am 9. Dezember verabschiedete 
Landesverfassung trat drei Tage 
später in Kraft. Sie untergliederte 
sich in neun Abschnitte, wobei der 
letzte lediglich Übergangsbestim-
mungen enthielt. Artikel 1 erklärte 
den „Volksstaat“ Hessen als selb-
ständiges Land zu einem „Bestand-
teil des Deutschen Reichs“. Sie be-
kannte sich zum Prinzip der Volks-
souveränität und schuf eine voll aus-
geprägte parlamentarische Demo-
kratie ohne blockierende Neben-
institutionen. Der Landtag wurde 
alle drei Jahre in allgemeinen, glei-
chen, geheimen und  unmittelbaren 
Wahlen bestimmt. Die Verfassung 
räumte der Bevölkerung durch 
plebiszitäre Elemente wie der Volks-

Porträt des noch jungen Gießener 
Staatsrechtlers Hans Gmelin, der 1919 
wesentlichen Einfl uss auf die Gestaltung 
der hessischen Verfassung ausübt.
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abstimmung weitere direkte Mit-
bestimmungsrechte ein. Auch die 
Reichsverfassung eröffnete Mög-
lichkeiten der direkten Demokratie 
über das Plebiszit. Das entsprach 
der allgemeinen Stimmung der Zeit. 
Die Hessische Verfassung setzte für 
den Erfolg einer Volksabstimmung 
jedoch nicht so hohe Hürden wie 
die Reichsverfassung. So hatte nach 
Artikel 12 eine Volksabstimmung 
stattzufi nden, wenn ein Zwanzigstel 
der Wahlberechtigten in einem 
Volksbegehren eine solche unter-
stützen würden; die Reichsverfas-
sung sprach hingegen von zehn 
Prozent. In der Volksabstimmung 
selbst konnte man nur zwischen „Ja“ 
und „Nein“ entscheiden; zur An-
nahme reichte in Hessen die ein-
fache Mehrheit der Abstimmenden, 
bei verfassungsändernden Geset-
zen war jedoch eine Zweidrittel-
mehrheit erforderlich (Art. 14). 

Im  Reich wurde per Gesetz fest-
gelegt, dass für eine erfolgreiche 
Volksabstimmung die Mehrheit 
der  Wahlberechtigten (nicht allein 
der Abstimmenden) mit „Ja“ hätte 
votieren müssen. Keine Volksab-
stimmung auf Reichsebene (für die 
Fürstenenteignung 1926 oder ge-
gen den Young-Reparationsplan 
1929) war erfolgreich. Das galt auch 
für Hes sen. 

Ein von der Rechtsopposition auf 
den Weg gebrachtes Volksbegeh-
ren für die Aufl ösung des Land-
tages erreichte zwar im September 
1926 trotz offensichtlicher massiver 
Fälschung von Einschreiblisten mit 
schließlich anerkannten 62.000 Un-
terschriften das verfassungsmäßig 
vorgeschriebene „Zwanzigstel“ 
der Stimmberechtigten (Art. 12) – 
das wären rund 42.000 gewesen –, 
doch scheiterte das Volksbegehren 
am 5. Dezember mit 48 Prozent 
Ja-Stimmen denkbar knapp.52 Die 
Presse urteilte, dass die Gegner des 
Volkbegehrens einfach Zuhause ge-
blieben seien. Wenn dem wirklich 
so war, war dies eine gefährliche 
Einstellung, denn nach hessischem 
Recht reichte zur Annahme eben die 
Mehrheit der Abstimmenden, nicht 
die Mehrheit der Wahlberechtigten 
wie im Reich, wo eine Wahlabstinenz 
durchaus Sinn machte, denn Wahl-
enthaltung war da sogleich ein Vo-
tum gegen das Referendum. 

In der Hessischen Verfassung fan-
den mit Blick auf die Regelungen in 
der Reichsverfassung Grundrechts-
bestimmungen keine Erwäh nung. 
Auch nicht aufgenommen wurden 
die von dem einzigen USPD-Ver-
treter Alfred Kiel schon bei der Not-
verfassung eingeforderten wirt-
schaftspolitischen Sofortmaßnah-
men wie die Sozialisierung von 
Industrieunternehmen. Es machte 

Der Vorsitzende des Verfassungsaus-
schusses, Heinrich Reh (DDP).
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nun wahrlich keinen Sinn, in einem 
kleinen Land wie Hessen allein zu 
sozialisieren, während außen herum 
privatwirtschaftlich organisierte 
Industrie vorherrschte. Insgesamt 
empfand die USPD die Verfassung 
als zu wenig sozialistisch.

Mit der neuen  Landesverfassung 
trug der volksstaatliche Regie-
rungschef den Titel „Staatspräsi-
dent“. Einen rein auf repräsentative 
Funktionen ausgerichteten Staats-
präsidenten neben einem Minister-
präsidenten, dem eigentlichen Re-
gierungschef, lehnte Hessen wie 
alle übrigen deutschen Länder ab, 
selbst im dominierenden Preußen, 
wo solches zumindest doch dis-
kutiert wurde. Die Hessen wähl-
ten als Amtsbezeichnung für den 
Re gierungschef „Staatspräsident“ 
(Art. 37), „um sein Ansehen und 
seine Würde in der Bevölkerung 
zu heben“.53 Carl Ulrich wurde dann 
am 16. März 1920 als Staatspräsi-
dent auf die neue Verfassung ver-
eidigt. 

Die Zahl der vom Regierungschef 
berufenen Mitglieder des Staats-
ministeriums war in der Verfassung 
nicht festgeschrieben. Zunächst 
gab es drei herkömmliche Ressorts 
(Finanzen, Inneres, Justiz), zu denen 
1920 das Arbeitsministerium und 
dann 1931/32 das für Landwirtschaft 
und das für Kultur- und Bildungs-
wesen kamen. Die Minister benötig-
ten zu ihrer Bestätigung das Ver-
trauen des Landtages. Dieser 
konnte auch einzelnen Ministern das 
Misstrauen aussprechen und sie so 
zum Rücktritt zwingen (Art. 38).

Die am 12. Dezember 1919 in Kraft 
gesetzte Verfassung legte die 
staatsrechtliche Grundlage für die 
Entwicklung Hessens zu einem de-
mokratischen Volksstaat. Hessen 
reihte sich damit in die anderen 

Länder ein, deren Verfassungs-
schöpfung recht  unterschiedlich 
und zeitversetzt verlief. In Preußen 
wie auch in Sachsen galten ab 
November 1920 republikanische 
Verfassungen, in Bayern bereits 
ab September 1919. Die württem-
bergische Verfassung vom April 
1919 musste nach Verabschiedung 
der Reichsverfassung  angepasst 
werden; das endgültige Grundge-
setz des Landes trat im September 
in Kraft. Das 1920 ins Leben ge-
rufene Land Thüringen zog im 
März 1921 nach,  Braunschweig 
im Januar 1922. Die im März 1919 
verabschiedete Verfassung der 
Republik Baden wurde am 13. April 
als einziges Staatsgrund gesetz sei-
ner Zeit über einen Volksentscheid 
– dem ersten in Deutschland über-
haupt – angenommen, mit über-
ragenden 94,6 Prozent, allerdings 
bei einer höchst geringen Wahl-
beteiligung von nur 34 Prozent. 

Hessens Verfassung wurde der Be-
völkerung nicht zur Abstimmung 
vorgelegt, vielleicht vor dem Hinter-
grund der schlechten Beteiligung 
in Baden und in der Erkenntnis, 
dass der Prozess der Verfassungs-
schöpfung in der Bevölkerung nur 
auf ein mäßiges Interesse gesto-
ßen war. Auch den Hessen  erschien 
anderes wichtiger, weil es als exis-
tenzieller begriffen wurde: die Be-
setzung weiter Gebiete des Hessen-
landes durch die Franzosen und der 
als Knebelung und Erniedrigung 
empfundene Friedensvertrag von 
Versailles, den die Nationalver-
sammlung am 23. Juni 1919 hatte 
annehmen müssen. Nachdem dann 
auch noch die Reichsverfas sung 
im August in Kraft gesetzt worden 
war, spielte die  Ausformung der 
hessischen Verfassung im öffent-
lichen Diskurs kaum eine Rolle. So 
erfüllte sich die von der Regierung 
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mit der Publizierung des Entwurfs 
in der Darmstädter Zeitung vom 
8. Mai verknüpfte Hoffnung auf eine 
intensive Verfassungsdiskussion 
der Bevölkerung nicht: „Diese aber 
hat sich bis jetzt kaum mit dem 
Entwurfe beschäftigt“, stellte die 
Regierung in ihrer Begründung mit 
einem unverhohlen enttäuschten 
Unterton fest.54 

Dennoch gelang es in dem fl ächen-
mäßig kleinen Land Hessen, ohne 
fundamentale Auseinandersetzun-
gen den Grundstein für die Repu-
b lik in Zusammenarbeit von demo-
kratischer Arbeiterbewegung und 
demokratischem Bürgertum zu 
legen. Dazu trug sicherlich auch bei, 
dass das Großherzogtum vor dem 
Krieg nicht von solchen Klassen-
spannungen geprägt war wie an-
dere Territorialstaaten während des 
Kaiserreiches. 

Als der volksstaatliche Landtag am 
9. Dezember 1919 die  Verfas sung 
verabschiedet hatte, mahnte der 
Präsident der Volkskammer, Bern-
hard Adelung, dass man zwar eine 
verfassungsrechtliche Grundlage 
geschaffen habe, diese aber nun 
mit Leben zu füllen sei: „Eine Form 
ist geschaffen. Ihr den rechten Geist 
und die rechte Kraft zu geben, das 
muss Aufgabe des Volkes und sei-
ner Vertreter sein. Das Volk ist sou-
verän und alleiniger Träger der 
Staatsgewalt. Möge es die  Gewalt 
in gutem Sinne und für es segens-
reich gebrauchen.“55 Ähnlich hieß 
es auch schon im Bericht des Ver-
fassungsausschusses: „Paragra-
phen sind tote Buchstaben, sie be-
kom men erst Leben, wenn sie die 
richtigen Männer [sic! – W.M.] hand-
haben und wenn sie im Volke selbst 
zu lebendiger Kraft gelangen. 
Sie müssen im Volksbewusstsein 
Wurzel fassen, dann wird erst ein 

Verfassungswerk nutzbringend und 
segensreich sein.“56

Die Republik auszubauen und zu 
festigen, war Auftrag der demokra-
tischen Organe. Doch es fehlte an 
einem die überwiegende  Mehrheit 
der Bevölkerung erfassenden de-
mokratischen Grundkonsens und 
einem allgemeinen patriotischen 
Republikanismus. Politische Alt-
lasten und rückwärtsgerichtete 
Mentalitäten wirkten noch lange 
nach. 

Hessen – eine 
demokratische Bastion

Die Verfassung sollte in drei wich-
tigen Punkten (neben einigen we-
niger bedeutungsvollen) geändert 
werden. 1924 erhielt der Landtag 

Der Präsident der verfassunggebenden 
Volkskammer 1919, Bernhard Adelung 
(SPD), ab 1920 Landtagspräsident, dann 
von 1928 bis 1933 Staatspräsident.
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das Recht und die Pfl icht zur Ein-
setzung von Untersuchungsaus-
schüssen. 1930 wurde die Möglich-
keit der Landtagsaufl ösung durch 
Zweidrittelmehrheit im Landtag ein-
geführt. Gleichzeitig dehnte das 
Parlament die Legislaturperiode 
von drei auf vier Jahre aus, und 
zwar bereits für die laufende, um 
so den drohenden Einzug der auf-
strebenden NSDAP in den Landtag 
zu verhindern. Verhindern konnte 
man ihn schließlich nicht, tatsäch-
lich nur um eben ein Jahr hinaus-
schieben.57 Man hatte sich eine 
„Galgenfrist“ verschafft.58 Denn bei 
den Landtagswahlen im November 
1931 erhielt die NSDAP 37,1  Prozent, 
die ihr 27 Parlamentssitze einbrach-
te. Damit stand auch Hessen vor 
einer Zerreißprobe.

Bis dahin hatte sich das Land als 
eine demokratische Bastion be-
wiesen. Über die gesamte Weimarer 
Republik stellte die SPD den Staats-
präsidenten und dominierte die 
Landesregierung. Unter den von ihr 
gestellten einzigen beiden Staats-
präsidenten Carl Ulrich und (ab 
1928) Bernhard Adelung stabilisier-
te sich der Volksstaat, auch wenn 
nach den Landtagswahlen Ende 
1924 das Zentrum – allerdings ver-
geblich – mit einer Regierung der 
Mitte aus DDP, DVP und Bauern-
bund liebäugelte. Das angedachte 
neue Bündnis der Mittelparteien 
scheiterte bei der Wahl des Staats-
präsidenten, als der Zentrumskan di-
dat, der bisherige Justiz- und Innen-
minister Otto von Brentano, die ab-
solute Mehrheit verfehlte und dann 
wieder unter dem Amtsinhaber 
Ulrich ins Kabinett eintrat. 

In der Phase der zunehmenden In-
stabilität und Aushöhlung der De-
mokratie im Zuge der Präsidialkabi-
nette auf Reichsebene ab 1930 ge-

riet auch der Volksstaat Hessen in 
eine Schockstarre. Der Landtag 
wurde mit den Novemberwahlen 
1931 weitgehend lahmgelegt, weil 
nunmehr eine zur positiven Gestal-
tung unfähige Negativmehrheit der 
antirepublikanischen Parteien von 
NSDAP (27 Mandate) und KPD 
(10 Mandate) die Landtagsarbeit 
blockierte, auch wenn beide das 
Kabinett von Staatspräsident 
Adelung nicht aus dem Amt treiben 
konnten und dieses weiter ge-
schäftsführend im Amt blieb. 

In dem durch eine Pattstellung 
weitgehend handlungsunfähigen 
Darmstädter Parlament stellte nach 
Hitlers Übernahme der Kanzler-
schaft im Januar 1933 die NSDAP-
Fraktion einen Antrag auf Aufl ösung 
des Parlaments und für Neuwahlen, 
die zusammen mit den für den 
5. März terminierten Reichstags-
wahlen 1933 stattfi nden sollten.59 
Der Antrag verfehlte jedoch am 
6. Februar deutlich die erforderli-
che Zweidrittelmehrheit, wie sie 
der per Gesetz vom März 1930 ge-
änderte Artikel 24 der Landesver-
fassung vorschrieb. Bis dahin war 
die Aufl ösung lediglich durch Volks-
entscheid möglich gewesen.60 Nach 
den Reichstagswahlen vom 5. März 
1933 holte die im Reich am Ruder 
befi ndliche NSDAP zum Stoß gegen 
die sozialdemokratische Regierung 
in Darmstadt aus: Am 13. März 
wählte der Landtag – auch mit den 
Stimmen der Zentrumspartei – den 
Nationalsozialisten Ferdinand Wer-
ner zum Staatspräsidenten. Die 
Republik, die in Hessen mit der Ver-
fassung im Dezember 1919 staats-
rechtlich verankert worden war, 
wurde zertrümmert; die Demo-
kraten wurden verfolgt, verhaftet, 
außer Landes getrieben oder er-
mordet. 
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Als nach dem Ende von Diktatur und 
Zweitem Weltkrieg die Hessen unter 
der Obhut der Siegermächte an die 
Begründung einer neuen Demo-
kratie gingen und 1946 eine neue 
Landesverfassung (nunmehr für 
ein geeintes Land aus dem Volks-
staat Hessen und der preußischen 
Provinz Hessen-Nassau) schufen61, 
konnten sie auf die volksstaatliche 
Verfassung des Jahres 1919 zurück-
greifen, aber auch jene Fehler ver-
meiden, die sich am Ende der Wei-
marer Republik offenbart hatten, 
als eben weder die Hessische Ver-
fassung noch die Weimarer Reichs-
verfassung Gewähr geboten hat-
ten, dass die Republik dem anti-
demokratischen Sturm würde stand-
halten können. Es war gerade die 
Reichsverfassung, deren Möglich-

keiten von den antidemokratischen 
Kräften gegen die Republik miss-
braucht wurden.
Nach den Erfahrungen der Diktatur 
zogen die Hessen, als sie an die 
demokratischen Traditionen des 
Volksstaates anknüpften, die Lehren 
aus der Geschichte und machten 
die zweite Demokratie sicherer ge-
genüber antidemokratischen An-
griffen. Und zudem entwickelte sich 
auch in Hessen ein Verfassungs-
patriotismus, an dem es in der Ge-
sellschaft von Weimar doch erheb-
lich gemangelt hatte. Diese fehlen-
de Verfassungstreue war einer der 
wesentlichen Gründe für das Schei-
tern der ersten deutschen Demo-
kratie. Die Hessische Verfassung 
von 1919 trug jedenfalls nicht zum 
Untergang der Republik bei.
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„Die Hessische Verfassung“, veröffentlicht im „Hessischen Regierungsblatt“ vom 
20. Dezember 1919.
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